
Skandal-Jurist Orlet
Als erster Richter vor Gericht?
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Viel zu
schwammig
Richter streiten, ob der Mannhei-
mer Kollege Orlet wegen seines
NPD-Urteils angeklagt werden soll.

orst Sendler, 69, der ehemali
Präsident des BundesverwaltungH gerichts, istbekanntwegen seine

spitzenFormulierungen und seinerkla-
ren Urteile. Spitz undklar urteilte der
hochrangige Jurist auch über denFall
des kleinen MannheimerKollegen Rai-
ner Orlet.

„Keine Ahnung“, lästerte Sendler,
hätten all jene, dieeine Abberufung
des Skandalrichters verlangten. W
auch immer Orlet vorzuwerfen sei
Wer ihn kippenwolle, rüttele an „der
richterlichen Unabhängigkeit alseiner
wesentlichen und unverzichtbarenSäu-
le unseres Rechtsstaats“.

Nun wird heftig gerüttelt. An dem
Juristen Orlet, der in einer Urteilsbe-
gründung und in öffentlichen Äußerun-
gen allzuviel Verständnis für die anti-
semitischenHetztiraden und die Pe
son des NPD-Chefs Günter Deckert
geäußert hat,soll gezeigtwerden, daß
auch einem RichterGrenzen gesetzt
sind. Baden-württembergische Abg
ordnetewollen Orlet wegen seiner Äu
ßerungen vor demBundesverfassungs
gericht angeklagtsehen, einmalig in
der Rechtsgeschichte derBundesrepu
blik.

Im Stuttgarter Landtagzeichnetsich
eine parteiübergreifende Mehrheit f
eine Richteranklage ab.SPD, FDP
und Grüne sind dafür,CDU-Fraktions-
chef Günther Oettinger will seinen
Kollegen empfehlen, die Anklage z
unterstützen.

Anlaß für den Stimmungsum
schwung ist ein Gutachten desehe-
maligen Verfassungsgerichtspräside
ten Ernst Benda. Ertrug amvergange-
nen Dienstag den 17 Präsidiumsmit-
gliedern des Landtags in nichtöffentli-
cher Sitzung eine „sehr bedenkenswe
te Argumentation“ (Oettinger) vor.

Den CDU-Mann Benda hatteSPD-
Fraktionschef UlrichMaurer als Gut-
achter gewonnen. Für Maurer war e
SPIEGEL-Artikel (47/1994) über die
Möglichkeit der Richteranklage An
stoß, gegen Orlet aktiv zu werden.
Seitdem läßt der Sozialdemokrat nic
mehr locker.

Richter Orlet, dessen mildesUrteil
über Deckert mittlerweile vom Bun-
desgerichtshofaufgehoben wurde, ha
den Zorn desStuttgarterPolitikers be-
sonders deshalb aufsich gezogen,weil
er hartnäckig auf seinen schlimmen
Sprüchen beharrt. Orlet: „Ich würde
jedenSatz desUrteils wieder soschrei-
ben.“

Er könne sich sehr gut vorstellen
tönte der Mannheimer Jurist, mit de
NPD-Vorsitzenden befreundet zusein.
Ihm imponiere, „wenn einer seinen L
benswegtrotz aller Widerstände geht“

In seiner Urteilsbegründung vo
neun Monaten hatte der Richternicht
nur seine Sympathie fürDeckert zu er-
kennen gegeben, sonderndessen Äu
ßerungen über die „Auschwitz-Lüge“
auch noch verharmlost; „imGrunde“
gehe es nur um die „Äußerung ein
Auffassung“.

Er sei, fand Orlet im nachhinein,
wegen seines „politischen Wissen
auch der richtige Richter in diesem
Fall gewesen. Zum Beweis für die
Selbsteinschätzung zog erentlarvende
Parallelen zwischen seinem Deckert-
Urteil und dem Schuldspruch gege
Adolf Hitler (nach dem Putsch vo
1923).Hitler sei – wie Deckert –verur-
teilt, sein „uneigennütziges Handeln“
ebenfallsmildernd bewertet worden.

Der Mann schien nicht zubremsen
Nicht nur der überjeden Verdacht de
Sympathie fürOrlet erhabeneSendler,
auch die meisten Rechtsgelehrtensind
der herkömmlichen Meinung, daß ge
gen politisch mißliebigeRichter nichts
zu machensei.
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Sie vertreten dieAuffassung, daß di
Gesellschaft prinzipiellauch richterliche
Entgleisungen hinzunehmenhabe. „Wir
sollten dieRichter schelten, wenn es n
tig ist“, so der FrankfurterStrafrechtler
Winfried Hassemer, „aber wirsollten es
der Justiz überlassen,selbstihre Fehler
zu korrigieren.“

Für Benda ist dasnicht genug. Er wi-
dersprach in seinemGutachten derweit-
verbreiteten Meinung, daß die i
Grundgesetz vorgesehene Richterank
ge eine „aggressiv kämpferische Hal-
tung“ des Richters voraussetze. Erwies
darauf hin, daß die im Grundgesetzar
kel 98 vorgesehenen abgestuften Sa
tionen (Entlassung, Pensionierung, V
setzung) nurdann einen Sinn hätten,
wenn auch weniger schwere Fällerich-
terlicher Verfehlungen alsGegenstand
der Anklage in Betracht kämen.

Artikel 98 Absatz 2 des Grundgese
zes knüpft die Anklagedaran, daß ein
Richter „gegen die Grundsätze de
Grundgesetzes“ verstößt. Ähnlich steht
es in entsprechendenVorschriften der
meisten Landesverfassungen.

Benda glaubt, daßOrlet gegen Ver-
fassungsgrundsätzeverstoßenhabe. Er
rät allerdings, dieAnklage nicht etwa
auf das Urteil zu stützen, sondern a
die propagandistischen Äußerungen de
Richters in der Öffentlichkeit. Als Sank
JF-Chefredakteur Stein (2.v.r.), Kollegen: „Der Jude ist’s“
D

.
G

U
S

T
/

Z
E

N
IT

g

rs,
n-

-

r

n,

e-

.

e

r
f

e

-
r

t

zu
lls

en

a-
-
-

ber

e-
0

Grundgesetzvorschrift
seit Jahrzehnten
völlig vergessen
tion stellt er sich eine Strafversetzun
des Richters vor.

Für die Beurteilung derFrage, wel-
ches verfassungsfeindlicheVerhalten
von Richtern für eine Anklageausrei-
chensoll, verweistRomanHerzog, vor
seinemAmtsantritt als Bundespräsident
Verfassungsrichter undMit-Autor des
führenden Grundgesetz-Kommenta
auf die Rechtsprechung zum Radikale
erlaß.Seinerzeithatte dasVerfassungs
gericht verlangt, daßjeder Angehörige
des ÖffentlichenDienstes„sein Amt aus
dem Geist“ der Verfassungheraus zu
führen habe.

„Die politische Treuepflicht“erforde-
re „insbesondere“, so damals dieKarls-
ruher Richter, daßsich derStaatsdiene
„eindeutig vonGruppen undBestrebun-
gen distanziert, die diesenStaat, seine
verfassungsmäßigenOrgane und diegel-
tende Verfassungsordnung angreife
bekämpfen und diffamieren“.

Wenn derStuttgarter Landtag es b
schließt, muß Karlsruhe prüfen, ob sol-
che Grundsätze künftig auch für Richter
– rechte wielinke – gelten sollen. Und
gerade der drohende Rückgriff auf die
alte, umstrittenePraxis desRadikalen-
erlassesmacht liberalen Juristen Sorge
-

-

Ernsthafte Bedenkengegen ein Ver
fahren äußert derehemalige Vizepräs
dent des Bundesverfassungsgerich
Ernst Gottfried Mahrenholz. Erhalte
das Instrument der Richteranklage
„untauglich“, weil der Tatbestand de
Artikel 98 „viel zu schwammig“ sei
„Sanktionen, die das Berufsleben v
Menschen betreffen“, müßten „klare
rechtsstaatlicheKonturen haben“, die
er hier vermisse.

Doch daß dieGrundgesetzvorschrif
die seit Jahrzehnten völlig vergessen
war, nun gegen Orletaktiviert wird,
scheintkaum noch zu verhindern: Nac
den Plänen der baden-württember
schen SPD-Fraktion soll das Parla-
mentspräsidium noch in dieser Woch
zusammenkommen, um über dasweite-
re Vorgehen zu beraten.

Wenn nur einige Christdemokraten
mit SPD, FDP und Grünenstimmen,
kommt die notwendige absolute Meh
heit zusammen – und RichterOrlet vor
Gericht. BeimVerfassungsgericht wär
der Zweite Senatzuständig, dem die
PräsidentinJuttaLimbach vorsteht. Fü
das Urteil gegeneinen Richter bedar
es aber einer Zweidrittelmehrheit –
sechs vonacht Stimmen einesSenats.

„Ich habe nach wie vor erheblich
Zweifel, ob in diesem Falleine Richter-
anklage Erfolghaben kann“,sagtCDU-
JustizministerThomas Schäuble.Aber
was, wenn die Klage zurückgewiesen
wird? Eine Jubelfeier für die Rechtsex
tremen mit Freibier in der Stuttgarte
NPD-Zentrale?

Natürlichgebe es dieseGefahr, räum
Grünen-Fraktionschef FritzKuhn ein,
„aber der Weg, den Bendavorgeschla-
gen hat,macht es vertretbar,dieses Ri-
siko einzugehen“. Y
Z e i t u n g e n

Treue Leser
Nordrhein-Westfalen läßt das rechte
Kampfblatt Junge Freiheit observie-
ren. In der Zeitung schreiben auch
Unionspolitiker.

ür altgediente Konservative un
noch weiter rechtsdenkendeIntelli-Fgenzler ist dieJungeFreiheit (JF)so

etwas wie ein revolutionäresForum.
Der Berliner HistorikerErnst Nolte

wünscht sich, daß in „absehbarer Zei
ebensoviele Studenten in der U-Bah
die Junge Freiheit lesen wie die taz“.
Klaus Motschmann,Politologe an de
Berliner Hochschule der Künste,preist
die Wochenzeitung als Gegengewicht
den „Mechanismen des Meinungskarte
der Tabu-Konservatoren“.

Zu den Autoren desBlattes gehören
die Mitherausgeberin des katholisch
RheinischenMerkur Christa Meves und
Berlins abgehalfterter CDU-Innensen
tor Heinrich Lummer. CSU-Rechtsau
ßen PeterGauweiler ist ein beliebter In
terviewpartner derJF-Redakteure.

Wie viele Bürger die wöchentliche
Rechtspost aus Potsdam kaufen, darü
schweigenChefredakteur DieterStein,
28, und seinPartner, derStuttgarter Un-
ternehmensberater Götz Meidinger. L
diglich die Druckauflage – über 70 00
Exemplare – ist bekannt.

Zumindest eine Berufsgruppeliest die
JFseitMonatenregelmäßig: DieZeitung
37DER SPIEGEL 11/1995


